
Das Bundeskabinett hat in dieser Woche den Regie-
rungsentwurf zum Bundeshaushalt 2011 und den
Finanzplan bis zum Jahr 2014 verabschiedet. Dem-
nach werden die Ausgaben des Bundes von 319,5
Milliarden Euro in 2010, auf 307,4 Milliarden in
2011 und auf 301 Milliarden Euro in 2012 sinken. In
2013 und 2014 werden sie dann auf dem Niveau von
2012, also bei ca. 301 Milliarden Euro, gehalten. Der
Bundeshaushalt bewegt sich damit auf der Aus­
gabenseite also eindeutig in Richtung auf 300 Milli-
arden Euro.
Fast noch wichtiger ist allerdings, dass die Nettokre-
ditaufnahme deutlich zurückgeführt und bis zum
Ende des Finanzplanungszeitraums mehr als halbiert
wird. In konkreten Zahlen ausgedrückt bedeutet das:
Die Nettokreditaufnahme wird 2011 57,5 Milliarden
Euro betragen. 2012 wird sie sich auf 40,1 Milliar-
den Euro belaufen. Danach sinkt sie auf 31,6 Milliar-
den Euro im Jahr 2013 und auf 24,1 Milliarden Euro
im Jahr 2014. Heute ist absehbar, dass sich der
Haushaltsvollzug 2010 günstiger gestaltet, als die
Bundesregierung es noch vor kurzem annehmen
musste.
Das bedeutet allerdings nicht, dass durch diese posi-
tive Entwicklung zusätzlicher Spielraum für Steuer-
senkungen oder Ausgabenerhöhungen entstünde.
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble warnte in
diesem Zusammenhang eindringlich davor, in der
sich verstärkenden konjunkturellen Erholung den
Fehler zu wiederholen, der in den letzten Jahrzehn-
ten zum dramatischen Anstieg des Verschuldungsni-
veaus geführt habe, nämlich aufgrund konjunkturel-
ler, also temporärer Mehreinnahmen strukturelle,
also dauerhafte Mehrausgaben zu beschließen. Dies
führe im nächsten Abschwung geradewegs in eine
noch höhere Verschuldung. Christlich-liberale Fi-
nanzpolitik erschöpfe sich nicht darin, dass man in
der Krise Schulden mache, um die Konjunktur wie-
der anzukurbeln, sondern bedeute, dass man nach
der Krise im Aufschwung die Schulden wieder ab-
baue - was in den zurückliegenden Jahrzehnten aber

in dieser Symmetrie nicht funktioniert habe. Diese
Symmetrie wieder herzustellen, sei das Ziel der
Schuldenbremse. Die Schuldenbremse sei eine intel-
ligente, konjunkturgerechte Regelung, die die kon-
junkturbedingten Einnahmen- und Ausgabenschwan-
kungen bei der Ermittlung des zulässigen Haushalts-
defizits berücksichtige, aber nur einen geringen
strukturellen Verschuldungsspielraum in Höhe von
0,35 Prozent des BIP zugestehe, betonte der Bundes-
finanzminister in dieser Woche.
Mit der Schuldenbremse wird eine grundlegende
Schwäche der bisherigen Schuldenregel im Grund-
gesetz, die in guten Zeiten keinen wirksamen Konso-
lidierungsdruck ausübte, behoben. Um die Schulden-
bremse ab 2016 einzuhalten, ist vom Grundgesetz
ein gleichmäßiger Abbaupfad für das strukturelle
Haushaltsdefizit ab 2011 vorgegeben. Ausgangs-
punkt für diesen Ab­baupfad ist das strukturelle De-
fizit im Jahr 2010. Durch die eingeleiteten Maßnah-
men wird es gelingen, das strukturelle Defizit jähr-
lich um die erforderlichen rund 7,5 Milliarden Euro
zurückzuführen.
Es gibt für Deutschland nur einen richtigen Weg:
Durch maßvolle Haushaltsdisziplin nachhaltiges
Wachstum zu ermöglichen. Durch Konsolidierung
auf der Ausgabenseite wird durch die Bundesregie-
rung nachhaltig gehandelt. Das bringt deutlich besse-
re Wachstumsaussichten als Konsolidieren über die
Einnahmenseite, zum Beispiel über Steuererhöhun­
gen. Wachstumspotenziale für die Zukunft werden
gestärkt, indem Investitionen in Bildung und For-
schung - trotz Konsolidierungsdruck - erhalten be-
ziehungsweise noch ausgebaut werden. Denn dies
sind die Schlüsselbereiche für die Zukunftsfähigkeit
unserer Gesellschaft. Die zentralen Ursachen von
Finanzmarktkrisen werden durch robustere Eigenka-
pital- und Liquiditätsregeln, klügere Anreizsysteme
und eine durchschlagskräftigere Finanzmarktaufsicht
bekämpft, damit die Finanzmärkte die Realwirt­
schaft nicht mehr derart gefährden können und die
Steuerzahler nicht mehr derart in die Pflicht genom-
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Kurznachrichten

Religionsfreiheit weltweit durchsetzen
An diesem Donnerstag debattierte der Deutsche
Bundestag den Antrag der Koalitionsfraktionen
„Religionsfreiheit weltweit schützen“. In mehr als
64 Ländern der Welt, in denen nahezu 70 Prozent
der Weltbevölkerung leben, ist die Religionsfrei-
heit, die ein grundlegendes Menschenrecht bildet,
mindestens stark eingeschränkt. Besonders stark
betroffen ist das Christentum mit rund 200 Millio-
nen verfolgten Gläubigen. Die christlich-liberale
Koalition sorgt mit diesem Antrag dafür, dass das
Thema Religionsfreiheit und die weltweite Situati-
on bedrängter Christen endlich aus ihrem Schatten-
dasein heraus an die breite Öffentlichkeit kommen.
Religionsfreiheit ist ein fundamentales Menschen-
recht, das für alle Menschen, unabhängig davon,
wo sie leben oder welcher Religion sie angehören,
gelten muss. Die Lage von Christen und anderen
religiösen Minderheiten liegt der Union am Herzen.
Daher werden sich CDU und CSU selbstverständ-
lich nicht nur dafür einsetzten, dass niemand wegen
seines Glaubens tätlich verfolgt werden darf. Es
darf aber darüber hinaus auch nicht sein, dass Men-
schen ihr Recht auf Religionsfreiheit nicht leben
dürfen, also ihren Glauben nicht offen bekennen
können, oder dass sie im Alltag diskriminiert wer-
den, weil sie zu einer religiösen Minderheit gehö-
ren. Die Union wird in ihren Anstrengungen nicht
nachlassen. Daher wird der Einsatz für weltweite
Religionsfreiheit weiter ein Kern wertegeleiteter
christlich-liberaler Außenpolitik sein.

Reform des Gesundheitssystems
Die Koalitionsspitzen haben sich in dieser Woche
auf eine Reform des Gesundheitswesens verstän-
digt. Ziel ist ein gerechtes soziales, stabiles, wettbe-
werbliches und transparentes Gesundheitssystem.
Um unser Gesundheitssystem beneidet uns die
Welt. Das wollen wir auch für zukünftige Generati-
onen erhalten. Allerdings steht unser System vor
den Herausforderungen, die aus dem demografi-
schen Wandel und dem medizinischen Fortschritt
folgen. Wir werden deshalb strukturelle Reformen
im System durchführen, die zu mehr Wettbewerb,
mehr Freiheit für den Einzelnen und weniger Büro-
kratie führen. Es wird zu Einsparungen kommen,
und der Beitragssatz der Krankenkassen wird wie-
der auf die Höhe angehoben, wie vor der Finanz-
und Wirtschaftskrise. Um diese Krise besser meis-
tern zu können, war seinerzeit der Beitragssatz
durch das Konjunkturpaket II abgesenkt worden,
was nun wieder rückgängig gemacht werden kann.

Darüber hinaus gibt es eine grundlegende Reform,
in dem die unabdingbaren notwendigen Ausgaben-
steigerungen im Gesundheitssystem durch einen
Zusatzbeitrag finanziert werden. Dabei gibt es ei-
nen Finanzausgleich aus Steuermitteln, der eine
Überforderung des Einzelnen vermeidet und alle in
die Pflicht nimmt. Steuererhöhungen sind dazu
nicht notwendig.

Neue Regeln auf dem Arzneimittelmarkt
In erster Lesung wurde in dieser Woche das Ge-
setz zur Neuordnung des Arzneimittelmarktes in
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) bera-
ten. Damit werden langfristige strukturelle Ände-
rungen zur Neuordnung des Arzneimittelmarktes
eingeführt. So müssen Pharmaunternehmen künftig
den Nutzen für alle neuen Arzneimittel nachweisen
und den Erstattungsbetrag mit der gesetzlichen
Krankenversicherung vereinbaren. Der Arzneimit-
telmarkt in der gesetzlichen Krankenversicherung
wird dereguliert, etwa durch die Verschlankung
von Wirtschaftlichkeitsprüfungen. Therapiehinwei-
se und Verordnungsausschlüsse werden klarer ge-
regelt. Rabattverträge für patentfreie und wirkstoff-
gleiche Arzneimittel (Generika) werden mit mehr
Wettbewerb und patientenfreundlicher gestaltet.

Mopedführerschein bereits mit 15 Jahren
Die 3. Führerscheinrichtlinie der EU erlaubt ein
einfacheres Verfahren für den Erwerb der Fahrer-
laubnis für Zweiräder. Mit dem Antrag der Frak-
tionen der CDU/CSU und FDP “Erwerb von Zwei-
radführerscheinen erleichtern“ fordern wir die
Bundesregierung auf, diese erleichterten Bedingun-
gen in nationales Recht umzusetzen. Unter an-
derem soll das Mindestalter beim Mopedführer-
schein der Klasse AM auf 15 Jahre heruntergesetzt
werden.

Zitat
«Man muss anerkennen, dass die Spanier gestern
einfach stärker waren. Wir haben schlechter, aber
nicht schlecht gespielt. Natürlich sind wir heute alle
ein wenig traurig, aber unsere Nationalmannschaft
kann,­ egal, wie das Spiel am Samstag ausgeht,­
erhobenen Hauptes von dieser WM in Südafrika
zurückkehren.»
(Bundesinnen- und Sportminister Thomas de Mai-
zière am Donnerstag in Berlin zum Abschneiden
der deutschen Fußball-Nationalmannschaft bei der
WM in Südafrika.)
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In eigener Sache
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08.07.2010 Besuch beim Wieland-Gymnasiums in Biberach
Ende Juni besuchte Josef Rief die Klasse 10 des Wieland-Gymnasiums in Biberach. Er konnte den Schülerinnen
und Schülern von seiner Arbeit berichten und war sehr erfreut über den direkten Austausch mit den Jugendlichen
und die vielen interessierten Fragen.

09.07.2010 Josef Rief informiert: Haushaltssperre beim Marktanreizprogramm (MAP) für erneuerbare
Energien aufgehoben - Der Weg ist frei für die Fortsetzung der Förderung für Anlagen zur Nutzung von
Erneuerbaren Energien

Der CDU-Bundestagsabgeordnete Josef Rief informiert, dass der Haushaltsausschuss des Bundestages die
Sperre für das Marktanreizprogramm für erneuerbare Energien aufgehoben hat. Damit ist der Weg frei für die
Fortsetzung der Förderung von Anlagen zur Nutzung von Erneuerbaren Energien. Rief sagte dazu: „Ich bin
froh, dass dieses ökologisch wie ökonomisch sinnvolle Programm jetzt fortgesetzt werden kann. Darauf haben
viele gewartet.“
Der Abgeordnete hatte viele Anfragen aus dem Kreis Biberach zum Thema erhalten.
Mit der Einwilligung zur Entsperrung der 115 Mio. € stehen ab sofort für dieses Jahr noch insgesamt 380 Mio.
€ für die Förderung von Technologien zur Nutzung von Wärme aus erneuerbaren Energien im Marktanreizpro-
gramm bereit. Das ist fast doppelt soviel wie jeweils jährlich im Zeitraum von 2002 bis 2007 zur Verfügung
stand. Das absolute Rekordjahr war 2009, in dem der Bund über das MAP mit einer Förderhöhe von 426 Mio. €
rund 3 Mrd. € an Investitionen ausgelöst hat. Diese positive Bilanz war gerade in Zeiten der Wirtschafts- und
Finanzkrise ein Symbol für die Innovationskraft der deutschen Industrie. Über das Marktanreizprogramm wer-
den Technologien mit über 90-prozentiger Wertschöpfung in Deutschland gefördert. Das Programm stärkt die
technologische Spitzenstellung der deutschen Industrie, indem es die Förderung regelmäßig auf die innovativs-
ten Technologien ausrichtet.

06.07.2010 Aktion 4 für B30 und B31
Josef Rief macht aufmerksam auf die wichtige Aktion der Jungen Union Ravensburg und
Bodensee zur Unterstützung des Ausbaus der B30 und B31.
Die Internetseite ist unter folgender Adresse erreichbar: www.4-fuer-b30-und-b31.de

Termine von Josef Rief:

09.07.10 - Abschlussveranstaltung "Weltklasse in Biberach“, 21.30 Uhr

10.07.10 - Pferdefreunde Lußhof Vielseitigkeitsturnier, 14.00 Uhr

11.07.10 - Sommerserenade Riedlingen

12.07.10 - CDU-Agrarausschuss Besichtigung, Wennedach


